
Hierzu zwei Beilagen und das illustrirte
NuterhaltnugSbiatt

„Die Nene Welt".

Die „rothen Geiverkvereive" m Lichte

objektiver amtlicher Benrtheilvng.

Im Kampfe der reaktionären Elemente gegen
die Arbeilerorganisation spielt bekanntlich die Politik
der Verhetzung, die Lüge und Verlenmdnng
eine Hauptrolle. Unter heuchlerischer Verufuug auf
das „staatserhaltcnde Prinzip" ist man bestrebt, die
Arbeiterorganisation und ihre Grundlage, die
Koalitionsfreiheit der Arbeiter, zu unter-
drücken. Für dieses frivole, der Idee des Knltur-
und Rechtsstaates Hoh» sprechende Beginnen müssen
Vorwände geschaffen, Gründe konstruirt werden.
Nichts leichter als das! Man lügt, die Arbeiter-
organisation diene den „sozialdemokratischen
Umstnrzbestrebungen", der Thätigkeit der organi-
sirten und koalirten Arbeiterschaft liege die Idee der
„Vernichtung des Bestehenden" zu Grunde; sie sei
in erster Linie ans die „Zerrüttnug der
Wirthschaftsordnnng" und deren Basis, der
Prodiiktivkräft des Volkes, gerichtet; in der Arbeiter-
organisation werde die Arbeiterschaft „ihres guten
Karakters beraubt" und der „Umsturzpartei tribut-
pflichtig gemacht"; diese Organisation sei die „Quelle
des Terrorismus", unter welchem die „braven
arbeitswilligen Elemente schlver zu leiden haben"
und lvie dir bekannten Tendeuz-Lügen sonst noch
lauten mögen. Auf diese Weise haben die ge-
schworenen Feinde der Arbeiterorganisation und die
ihnen verbündeten reaktionären Gewalten nun schon
länger als ein Vierteljahrhnndert hindurch ihre An-
griffe gegen das Koalitionsrecht der Arbeiter zu
„rechtfertigen" versucht. In welchem Maße der
jetzt dem Reichstage vorliegende Zuchthausgesetz-
En twnrf und dessen Begründung die Anschauung
vertritt, daß die Arbeiterorganisation und -Koalition
„gemeingefährlich" sei und deshalb unter ein neues
Ausnahmegesetz gestellt werden müsse, wissen
unsere Leser. Trotz der Niederlage, welche die
offizielle Reaktion und ihre Helfershelfer mit der
Vorlage bei deren ersten Berathung im Reichstage
erlitten haben, geben sie doch die Hoffnung auf das
Zustandekommen des Gesetzes nicht auf. Unermüdlich
sind die Scharfmacher-Organe am Wercke, unter
steter Wiederholung aller gegen die Arbeiterorgani-
sation gerichteten Lügen und Verleumdungen, Stim-
nmng für die Vorlage zu machen. Sie fordern
„positive Politik gegen die rothen Gewerk-
dereine", und der konservative Kämpe, der dieses
neueste Schlagwort kürzlich in der „Kreuzzcitung"
proklamirt hat, Herr A. v. Wenckstern, will mit
Erklärung des Belagerungsznstandes gegen
die sozialdenidkratischen Arbeiterorganisationen nnd
die Streiks vorgegaugen, und das Koalitions-
recht — selbstverständlich nur das der Arbeiter
— aufgehoben wissen. Kühnlich behauptet dieser
Mann, die Arbeiter hätten das Koalitionsrecht und
den Streik wicht nöthig, um ihre Lage zu ver-
bessern! Er niuthet den Arbeitern zu, diese Ver-
besserung von der Regierung und den herrschenden
Klassen und 'Parteien zu erwarten!

Solchem Vorgehen gegenüber darauf verweisen
zu können, daß es selbst unter den behördlichen
Elementen noch solche giebt, die eines gerechten
und vernünfftigen Urtheils über die Arbeiterorgani-
sation, chre Zwecke und ihre kulturelle Bedeutung
fähig sind, gereicht uns zur Genugthuung. Unter
den Gewcrbemifsichtsbeamten, die durch ihre
Aufgabe darauf angewiesen sind, auch der Arbeiter-
organisation ührr Aufmerksamkeit zuzuwendeu, giebt
es nicht tvenige, die mit solchem Urtheil frei und
offen hcrvorgetreten sind, lvie Amts- und Gewissens-
pflicht es gebietet.

So erkennen die vorjährigen Berichte der
württembergischen Anfsichtsbeamten unumwunden
an, daß die Gewerkschaften in hohem Grade
erzieherisch nnd hebend auf die Arbeiter ein«
wirken. Es wird da u. A. ausgeführt, eine ehr-
liche gegenseitige Verständigung zwischen
Arbeitgebern und Arbeitern sei bei gut organi-
sirten Arbeitern weit eher möglich, als mit den
einzelnen Arbeitern; cs sei bedauerlich, daß die Zahl
der Uuternehmcr, welche einsehen, wie zeitgemäß,
nothwendig und gerecht die Forderung der
Arbeiter nach unabhängigen Organisationen ist, bis
jetzt noch klein sei. Die von den Gewerkschaften auf-
gestellten Vertrauenspersoneu seien zumeist „ruhig
nnd sachlich denkende Männer, die bemüht
sind, die lvirklichcn Interessen der Arbeiter zu
fordern".

Der Anfsichtsbeamte für Unterfranken be-
richtet:

„Die Erfahrung hat auch gezeigt, daß die Ein-
wirkungen der ans G e>v e r kscha f tc n ober ähn-
lichen Vereinigungen hervorgegangcnen Arbeiter-
Vertreter aus die Arbeitennnsseu zur ruhigen ii itb
raschen Beilegung ber Differenzen im
Interesse der Industrie ausschlaggebenden
Erfolg hatten.

„Zwischen Arbeitgebem und Arbeitnehmern sind
Differenzen vorgekemmen, dach haben dieselben in keinem
Falle zu einem elementaren AuLbruch, wie es ein größerer
Streik ist, geführt. Dieses g ü n st i g e R e su l t a t
ist zum Theil dem besonnenen Eingreifen
der Gewerkschaften zu verdanken gewesen."

In ber Einleitung zum vorjährigen baierischen
Bericht heißt es:

„Die Arbeiterbewegung ann unter be-
stimmten Voraussetzungen als dienlich für den
Ausgleich w i r i h s ch a f t l i ch e r (Spannungen
erachtet Waden. Diese Voraussetzungen — Vermeidung
tvescntlicher Jnteressenschädigung ober bauernde Beein-
trächtigung des sozialen Friedens — sind auch im Berichts-
jahre tu der Hauptsache erfüllt worden. Der
anhaltende industrielle Aufschwung ermunterte die Arbeiter-
schaft, an ber Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen
thätig zu fein; die Erfolge dieser Bemühungen aber sind

Berechnung, haben wir des Oesteren bargelegt. Aber
nichtsdestoweniger behält die Thatsache, daß der Zar
Stellung nahm gegen den Militarismus und den Krieg
ihre nicht zu unterschätzende kulturhistorische Bedeutung.
Wenn Fürsten, die auf kriegerischen Lorbeeren ruhen,
den Krieg und die Vorbereitungen dazu
vcrurthcilen, mit weich' größerem sittlichen Rechte
können dann die V ö l k c r sich b-c Ueberwindung des
Molochs zur Aufgabe machen! Und daß nur bei
i h n e n s e l b st die Möglichkeit liegt, dieses große Ziel
zu erreichen, daS hat bet Haager Kongreß sehr beutlich
bewiesen. Die Herren, die da im Haag versammelt waren,
haben lediglich einen Aki konventioneller Höf-
lichkeit gegen den Zaren erfüllt; sie Alle sind weit
enifenit davon, um des dauernden Friedens unter den
Völkern willen, die Militärherrlichkeit preisgeben zu
wollen.

Unter dem Eindruck der Thatsache, daß unmittelbar
vor und nach der „Ftiedens"-Kundgebung des Zatm
stlnßland sein Heer und seineFIotte ver-
stärkte und andere Staaten, Deutsch-
land, England rc., diesem Beispiele
folgten, hat der Friedenskongreß seine Arbeiten er-
ledigt.

Und die Resultate? Sie sind ausgefallen, wie
man mit Sicherheit erwarten konnte. Von prakti-
schen Ergebniffen, die auf eine Verwirklichung der
Friedensidee hoffen lassen könnten, nichts! Die
wichtigste Fmge mar die A b rü st u ng s sr a g e. Man
hat sich bamit begnügt, den „Wunsch" zu Protokoll zu
geben, daß „eine Beschränkung ber militnri«
schcn Lasten, welche gegenwärtig bie Welt be-
brücken, in hervorragender Weise wünschenswerth ist für
die Förderung des inaterieilen und mo-
ralischen WohlbefinbenS der Menschheit."

Wie mögen die Herren Diplomaten bei Pro-
tokollirnng dieses „Wunsches" innerlich geiacht habenl
Ein Brocken ideellen Futters für die Dummen. Während
inan bei anderen protokollirteii „Wünschen" aus eine
„spätere Konferenz" vertröstet, ist dieser Zusatz bei dem
„Wunsch" nach A b r ü st u n g bezeichnender Weise
nicht gemacht worden. Die Abrüsiungsibee ist damit
für bic internationale Diplomatie begraben unb beten
Vertreter im Haag werden erleichtert aufgeathmet haben,
als sie mit diesem heiklen Punkt in solcher Weise sich
glücklich abgefunden hatten.

Wahrhaft „herzerhebend" wirkt bic Behandlung,
welche der Kongreß der Frage „wie die Grausam-
keiten des Krieges auf ein Mindestmaß zu
beschränken seien", angedeihen ließ. Jst'S doch an
sich schon eine Thorheit, von einer „H u m a n i f i r u n g
des Krieges" zu sprechen, oessen Voraussetzung bic
Vernichtung von Menschenleben und von
G u t ist I Die töbtlichc Kugel, daS schaffe Schwert
laffeu sich nicht „humanisircu". Sie slnb dazu ba, Tob
und Verderben zn spenben. Daraus beruht ihr „Ruhm".

Was hat der Kongreß für die „Humanisitung dos
Krieges" gethan? Er hat sich in Erörterungen ber
Genfer Konvention unb ber Anwendung der
Grundsätze derselben auf den Seekrieg ergangen und
drei Erklärungen bezw. >. jche" abgegeben gegen
das Herabschleudern von Otefchoffe,. und (>^piostvgefchoffe:!
aus Luftballons, gegen daS Verbot von Geschossen, deren
einziger Zweck ist, giftige Gas« zu verbreiten, und gegen
den Gebrauch solcher Kugeln, niclche im menschlichen
Körper explodiern. England hat allerdings erklärt,
daß es bic zweite und dritte Erklärung nicht annehmcn
könne. England hat auch in Bezug auf die ausgespro-
chenen „Wünsche" sich erklärt gegen die Unverletzlichkeit
des Privateigenthiims zur See, gegen die Regelung der
Frage des Bombarbemenis von offenen 'Orten bnrch
feindliche Flotten aus weitereu Konferenzen.

Nicht einmal bas schauderhafte englische
D u m - D u m - G e s ch o ß konnte beseitigt werben I

Außer den beiben von England abgelehnten Wünschen
verweist der Kongreß auf die Tagesordnung künftiger
Kongreffe die Frage der Rechte nnd Pflichten der Nen-
t r a 1 e n — eine Frage, welche von Luxemburg an-
geschnitten ist —, sowie ferner die auf die Art und das
Kaliber ber Gewehre und der Marine-
geschütze bezüglichen Fragen. Einer Spezialkonferenz
soll bie allerdings nothwendige Revision der Genfer
Konvention von 1864 Vorbehalten werden.

Als „Hauptergebniß" soll die Schaffung eines
ständigen internationalen Schiedsgerichts
gelten. Obligatorisch soll diese Körperschaft nicht
fein; es war von Rußland jedenfalls nicht ernst
gemeint, daß eS das Obligatorium beantragte.

Zur Bildung des pcrmanciiteii Schiedsgerichtshofes
soll jeder der Sigiiatarmächte innerhalb der nächsten
drei llllonale vier Personen benennen, welche „anerkannter
Maßen für bie Bchanblnng von Fragen deö inter-
nationalen Rechts kompetent, von höchster persönlicher
Integrität nnb bereit sinb, bas schiebsrichterliche Amt
aiiznnehmen". Aus der Liste ber so ernannten Mit-
glieber bes Gerichtshofes wählen bie Staaten, welche
eine schiedsrichterliche Entscheidung herbeiführen wollen,
jedesmal je zwei Richter aus; diese vier Richter wählen
einen Obmann; falls sic sich nicht einigen können, wählen
sie einen Staat zur Ernennung des Obmannes; falls
auch über diesen Staat keine Einigung ftnttfinbet, wählt
jede Partei einen Staat, und diese beiden Staaten haben
sich dann über die Ernennung des Obmannes zu einigen.
Ein internationales permanentes Bürcau
wird im Haag unter Aufsicht der dort beglaubigten
Diplomaten und auf Kosten sämmtlicher Signalarmächte
errichtet, um alle die Sitzungen des Schiedsgeffchtshofes
betreffenden Mittheilungen zu vermitteln, die Archive zu
verwalten und die VerwallmigSgeschäfte zu leiten. Das
Schiedsgericht verfügt allerdings nicht über eine Exekutive
zur Vollstreckung seines Urtheils, aber die Staaten,
welche das Schiedsgericht anrufen, verpflichten sich damit
zugleich, „in gutem Glauben ber schiedsrichterlichen Ent-
scheidung sich zu unterwerfen".

So wenigstens besagt das Protokoll.
Wir selbst sind bekanntlich Verfechter

der Idee eines internationalen Schieds-
gerichtes. Unser Parteiproaramm fordeff: „Schlich-
tung aller intern atton alen Streitig-
keiten auf schiedsgerichtlichem Wege."
Aber uns schwebt dabei eine ganz andere Orga-
nisation vor, als die im Haag geschaffene, welche die
schiedsrichterliche Thätigkeit zit einem Privileg der
Diplomaten macht unb nicht die geringste Garantie
dafür bietet, daß das Schiedsgericht seinen Zweck wirklich
erfüllt. .

Mit der eiaentlich wtchttgstm aller Fragen, der
Frage, wie die K r i e g s u r s a ch e n zu beseitigen sind,
hat sich der Kongreß nicht beschäftigt. Nicht einmal
die Idee ber allgemeinen Wehrpflicht, ge-
schweige denn bet der Volkswehr an Stelle der
stehenden Heere, der Entscheidung über
Krieg und Frieden durch dieVolksver-
t r e t u n g hat Berücksichtigung erfahren.

Man kann uns nicht glauben machen, daß die Be-
schlüsse des Kongresses, betreffend ba6 internationale
Schiedsgericht, eine Kodifikation der Völker-
rechts bedeuten. Sie sind höchstens als eine theo-
retische Konzession an das allgemeine
FriedenSbedürfniß zu erachten. UebffgenS ist
die Unterzeichnung des Schlußprotokolls bisher
nicht möglich gewesen, weil Salisbury nicht zulafsen
will, daß irgend eine auf der Konferenz nicht vertretene 1
Macht der Schiedsgerichts - Konvention^
beitrete, so lange nicht sämmtliche Signatarmächte!
von Montenegro bis Japan ihre Zustimmung schffsUich!
ertheilt haben. Dieser Widerstand Salisburys gründet
sich allein auf die Befürchtung, baß Transvaal seinen ‘
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